
OS.November 2003 

Bürgervertretung Neucnfälde - Frnncop - Cranz 

Stellungnahme zm gepianten Start- und Landebahnverliingerung 

auf 3.273 m in Hamburg-Finkcnwerder 

Der Bunclcsrnt. hat am 20.06.03 einem Ant rag der Freien und Hansestadt Hamburg 

zugestimmt. der durch eine Änderung des Lul'tverkehJsgeserzes die rechtlichen 

Rahmenbedingungen schaffen soll, um Enteignungen für die Verlängerung der 

Start- und Landebahn in H.amburg-Finkenwerder durchführen zu können. 

• Das Planfeststellungsverfohren für die weitere Verlängerung der Start- und

Landebahn ist eingeleitet worden.

Aber:

Di(· Start- und Landebahn in Hamburg-Finkenwerdcr muss nicht vcrliiri6crt werden!

Die Airbus Deutschland GmbH (nachfrllgend: Airbus) begründet den Antrag au!'Verlüngc­

rung der Start- und Landebahn um weitere 589 min Richtung Neuenfelde mit dem höheren

G�yviohtder Frachtversion A;irbusA 380-SO©F sowie der veränderten Aerodynamik.

Dieses. so Airbus, ergibt sich aus den lVfarktanforderungen nach größerer Reichvveite und

höherer Zuladung und führt zu einem höheren Gewicht, einer höheren Anfluggeschwindigkci1

und einer Verringerung des .-'-\nflugwinkels aur 3.0 °.

Um diese pauschalen Aussagen bewerten zu können, sollen folgende Fakten betrachtet \\-er­

den:

1 Für den Betrieb von Verkehrsflugzeugen reicht das operationelle Gewichtsspektrum 

vorn Betriebsleerge,.vicht (untere Grenze) bis zum maximalen Startgewicht 

(obere Grenze). Das Betriebsleergewicht ist immer die Berechnungsgrundlage. 

Das maximale Startgewicht bestimmt lediglich die obere Grenze. 

Das Betriebsleergewicht der A 380 - 800 Frachtversion ist mit 251,9 t um 24,8 t leichter 

als das Betriebsleergewicht der A 380 - 800 Passagierversion mit 276,7 t. 

Lediglich das maximale Startgewicht ist bei der A 380 - Frachtversion mit 590 t 

Gesamtgewicht um 30 t schwerer als die A 380 - 800 Passagierversion mit 560 t. 

Die Berücksichtigung der maximalen Startgev-.'ichte hat für Finh:enwerder jedoch 

keine Bedeutung 



( 

Bei r"eal.istischen FlugaufträgQn, wie Überfü_lll'ungsflügt::n von Hamburg nach Toulouse 

oder von Toulouse nach Hamburg, Kun&nahnahn1eflüge1ii und AUslieferungst1ügen ist 

Unter vergleichbaren Bedingungen die A 380-: 800-Frachtversioi) immer leichter als die 

A 380 "
:-

800 Passagierversion. 

2. Die Start- und Landebahnlänge von 2684 �1 ist nach Airbus Angaben ausreichend für

die A J80 - 800 Passagiervers/on. Die Betrachtung der für Finkenwerder realistischen

Flugaunräge -- Überführungsflug aus Toulouse, Kundenabnahmeflug u. AuslicferungsJlug

an den Kunden - ergeben für die A 380 - 800 Frachtversion geringere Start- und

Landebahnlängen als für die A 380 - 800 Passagierversion. Das rna:-;imale realistische

(_iewicbt für die/\ 380 - 800 Frachtversion beträgt aufgerundet 330 •1 . Für dieses Gn\·icht

benötigt die A ß.B_O· -: 800 Frachtversion eine Startstrecke von 145Q m .Lmd eine

Landestrecke v_on l 700 rvi

3. Für die realistischen Flugaufträge sind die erforderlichen Startabbruchstrecken bei

der A 380 - 800 Frachtversion ebenfalls kürzer als bei der;\ 380 - 800 Passagierversion.

Die erforderlichen Startabbruchstrecken nehmen maximal die Werte der erforderlichen

Startstrecken an, Für ein Startgevvichi von 330 t für die A 380 - 800 Frachtversion ergibt

sich eine Startabbruchstrecke von maximal 1450 m.

4. Sogar bei dem von Afrfüis immer ,vieder ge11a1U:1ten Stai1- und Landegewioht vnn

410tt der;\ 380 -- 800 Frachtversion, das im übrtgen einem u1ir�alistischen Flugauftrag

entspriqht, ist eine Verlängerung der Start- und Landebahn nicht not,vendig.

Für dieses technisch unbegründete Stati- und Landegevvicht von 4 l O t würde die crfor­

derl iche Startstrecke nur 1,650 m betragen und die erforderliche Landestrecke 1. 990 m.
Die Start- Ond'·Landebahnlänge von 2.684 m \,väre ausreichend. um die hierfür verfii2-

baren Start- und Landebahnlängen bereitzustellen

5. Dre veränderte Aerodynamik der Frachtversion führt durch 1-;onstruktivc Neucrungell

zu einer tats2ichl ichen Verbesserung der Aerodynamik. 
Dieses verbessert maßgeblich die Start- und Landeleistungen, z.B. ergibt sich bei einer 

Gegenüberstellung mit der Boeing 747-400 bei vergleichbaren Gewichten eine um 

16 Knoten geringere Anfl uggesch windigkei t. 

Die Anfluggeschwindigkeiten der A 380 -- 800 Frachtversion und der Passagierversion 

sind bei gleichem Landegewicht identisch. So ergeben sich bei einem Landegewicht von 

291 t, \:velches einem realistischen Flugauftrag für das Passagierflugzeug entspricht. für 

beide Versionen Anfluogeschwindigkeiten von 123 Knoten. 
:::, � 
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6. Die Festlegung auf einen Anflugvvinkel von max imal 3.--0 ° würde ,zu einer mass iven 
Einschr~inkung der Ei nsatz- und damit Vermarktungsmöglichkeiten der 1\ 380 - 800 
Frachtvers ion führen. Obwohl es sich bei),0 0

. um ~inen Standardwe11 handelt, liegt der 
/\.nflugwinkeJ.von 3,5 ; in, Rahmen 'des Anwendungsspektrum s internati onaler 
Verkehrsflughäfen (z.B . Bahn 28 in Zürich). Insofern \.\ärc eine Festlegung auC3.0 ° 
konträr zum erk lärten Ziel , Marktanforderungen zu erfüllen. 

Diese Fakten wurden in den Grundprämissen, die zur Beantragung der Sta11- und Land ebahn-
verlängerung führten, offensichtlich vernachlässigt. Da her besteht d ie Gefahr, dass eine sehr 
kosfe111ntensive Baurrfaßnahrne durchgeführt und vom Steuerzahler finanziert \-vird, für die es 
jedoch keine Notwendigkeit gibt , jedenfal ls nicht im unmittelbaren Zusammenhang mi t dem 

• Bau der A 380 - 800 Frachtve rsion im /\irbus-Werk Hamburg -Finken\vercler. 

Auch die Begutachtung der Berechnung der für den Airbus A 380-800 Frachtversion 
benötigten Start ·- und Landebahn, we lche aussch ließli ch von einem Landegewicht von 410 t 

ausgeht, ist fachlich nicht dazu angetan, die weitere Ver längerung der Sta1i- und Landebahn 
objekt iv zu begründen. Das Gutachten ist durchzogen von ungenauen Benutzungen und 
Interpretationen von Fachausdrücken, es legt Rechengänge und angeführte V oraussctzungen 
nicht konturiert dar, so dass sie nicht nachvo ll zogen \Verden können . 

Zu m Beispiel ist ausJlügletstu~Ygsfochnischer Sicht.nicht geschlossen rtachprüfbarr wie Airbus 
auf einen Mehrbedarf von 589m Balu:länge komrpt; die angeführten We1ie zur verfügbaren 
Landestrecke 05 von :2526 m SO\:vie ei ner verfügbaren Landestrecke 23 von :25 18 m entbeh1·en 
einer nachprüfüaren Herlei tung; der Anflugwinkel 1vvi rd alternativ los vorgegeben. 

All es in al lem handelt es sich bei dem Gutachten um ein \Verk. dass im Rahmen des 
Planfests tellungsverfahrens nicht einmal im Ansatz für Aufklärung sorgt. Aus dem 

Gutach ten Hisst sich keine Begründ ung für den beantragten Bahnmehraufwand ablei ten. 

Es kön nte angenommen werden, dass die eigentlichen Beweggründe für die \'-1eitere 
Verlängerung der Stmi- und Landebahn mit Bedacht im Verborgenen belassen werden und 
ei ne Hilfsbegründung verwendet wird, die dem Laien aufgrund fr:h lender Fachkenntnisse 
plausibel erscheint. Dieses wäre jedoch eine vorsätzli che Täuschung der Öffe ntli chke it. 

Um keinen Raum für Spekulationen zu lassen, bzw. den Betroffenen volle Klarhei t zu 
verschaffen, ist es die legitime Forderung der Anwohner, endlich umfassend und verlässlich 
informiert zu werden. Der Verdacht eines staatlich ni cht eimvandfreien Handelns mit seinen 
Folgen von Lärm- und Schadstoffbelastungen, Werieverlust etc. darf nicht im Ansatz 
aufkommen. 
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Die Süderelbedörfer insgesamt sprechen sich grundsätzlich für das Airbus-Werk als Standort 
arbeitsplatzintensiver Hochtechnologie in 1-Iamburg-Finkenwerder aus. /\ber die Hamburger 
Politik und Behörden als auch das Unternehmen Airbus Deutschland GmbH müssen sich den 

Fakten objektiv stellen. Dieses kann im Ergebnis nur bringen. dass die Zustimmung zur Start­
und Landebahnverlängerung von 2684 m auf3 273 m von Seiten der Politik nicht erteilt wird 

Hierdurch kann volkswirtsc!rnftlicher Schaden abgewendet werden. weil ungerechtfertigte 
Ausgaben unterbleiben. lrn Falle der weiteren Verlängerung lieg! sei1ens der SLadt eine 
kurzsichttge und betriebswirtschaftlich verengte Perspektive vor. Es müsste jedoch im 
Interesse einer nachhaltigen Stadtentwicklungspolitik sein, als Stadtstaat einen vorsichtigen 
Umgang mit der Inanspruchnahme hochwertiger Kulturlandschaft für rein industrielle Zwecke 
zu praktizieren. Bisher wurde dem staatlichen Gebot der umfassenden Kontliktbnvältigung i11 
keiner Weise Rechnung getragen. 

Ziel -muss es daher sein, eine Koexistenz zwischen dem Unternehmen Airbu�· und seinen 
Nachbarn zu ermöglichen, die für beide Seüen tragbal'e Ralu11enbedingungen erhäl�. Ein 
erstcr,'aber wichtiger Schritt, dies zu erreichen, wäre, die weitere Verlängerung der Start- und 
Landebahn nicht Wirklichkeit werden zu lassen - zumal sie sachlich nicht erforderlich ist. 

Die Entscheidunosträger im Unternehmen und Senat müssen ihre PlanunQ.en korrigieren. 
0 '-" ...... .._ 




